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Die Behandlung umweltbezogener Fragestellungen hat in allen Teilbereichen der Gesellschaft
an Bedeutung gewonnen. Allerdings ist es dabei oft schwierig, die Ziele und Bedürfnisse

der verschiedenen Bereiche aufeinander abzustimmen: So werden von der Umweltforschung
vielfach Resultate produziert, die für politische oder wirtschaftliche Entscheider nur wenig

brauchbar sind. Man mag einwenden, daß dies auch gar nicht anders möglich ist,
weil die einzelnen gesellschaftlichen Teilsysteme ihrer je eigenen Logik folgen müssen.

Nimmt man jedoch an, daß Gesellschaften und ihre Teilbereiche nicht ausschließlich
auf starre Ziele festgelegt sind, dann stellt sich die Frage, wie Umweltforschung

und Politik besser koordiniert werden können. Dazu bedarf es in der Umweltforschung
einer Klärung des eigenen gesellschaftlichen Standorts, wozu Leitbilder einen wichtigen

Beitrag leisten können. Vor diesem Hintergrund führen wir das Leitbild "Reflexive
Umweltforschung" in die Diskussion ein.   Abstract & Keywords ➪  p. 239

Wozu Umweltforschung? –
Über das Spannungsverhältnis zwischen
Forschungstraditionen und
umweltpolitischen Leitbildern
Teil II: Zum Leitbild "Reflexive Umweltforschung"
Stefan Böschen, Martin Scheringer*  und Jochen Jaeger

1. Leitbilder als
Orientierungschancen

Die Geschichte der ökologischen
Chemie ist, wie wir im ersten Teil unse-
res Aufsatzes ausgeführt haben [1] (im
folgenden: Teil I), durch unterschied-
liche Phasen gekennzeichnet. Ihre Insti-
tutionalisierung am Ende der sechziger
Jahre erfolgte wesentlich durch einen
zunehmenden politischen Bedarf an
entscheidungsrelevantem Wissen im
Bereich der Umweltchemikalien. Der
Austausch zwischen Wissenschaft und
Politik war durch eine klare Arbeitstei-
lung gekennzeichnet: Wissenschaft stellte
Wissen zur Verfügung, und Politik über-
nahm daraus nach eigenen Maßgaben
die notwendigen Wissensressourcen für
Entscheidungen. Auf diese Weise konnten
jedoch wissenschaftliche Erkenntnisge-
winnung und politische Entscheidungen

nicht ausreichend aufeinander abgestimmt
werden.

Im Zuge der Bewertungsdiskussion
ab Mitte der achtziger Jahre kam neue
Bewegung in die Debatten. Die Gewin-
nung von Forschungsresultaten ohne
besondere umweltpolitische Relevanz
wurde zunehmend als Defizit empfun-
den. Hier schlossen eine Reihe von An-
sätzen zur Überwindung dieses Defizits
an, wie wir sie im Abschnitt 3.3 von
Teil I beschrieben haben. In diesem
Artikel greifen wir diese Überlegungen
auf und entwickeln sie zu einem neuen
Leitbild "Reflexive Umweltforschung"
weiter.

In letzter Zeit wird das Verhältnis von
Wissenschaft und Gesellschaft verstärkt
diskutiert. Der englische Wissenschaft-
ler Michael Gibbons vertritt sogar die
These, daß für die Wissenschaft ein
neuer Gesellschaftsvertrag aufgelegt
werden müsse [2]. Ähnlich argumentiert
der Präsident der Berlin-Brandenbur-
gischen Akademie, Dieter Simon, und
begründet dies wie folgt: »Anders als
früher spricht nämlich nicht mehr nur
die Wissenschaft zur Gesellschaft, son-
dern umgekehrt auch die Gesellschaft
zur Wissenschaft.«[3] Helga Nowotny
hat diese Herausforderung unter dem

Etikett des "sozial robusten Wissens"
gebündelt und verbindet damit folgende
wissenschaftsprogrammatischen Eck-
punkte [4]: Die Wissenschaft selbst be-
finde sich gegenwärtig in einer Situation
weitreichender Transformationsprozesse,
die durch öffentliche Anfragen ausge-
löst wurden und werden. Wissenschaft
werde im Zuge dieser Herausforderung
eine neue Wissenschaftskultur entwik-
keln müssen, bei der nicht die Autono-
mie, sondern die Verantwortlichkeit im
Mittelpunkt stehe. Dies werde jedoch
durch das Ziel einer kontextfreien Form
der Forschung erschwert. Die Erzeuger
von Wissen verfolgten ganz selbstver-
ständlich das Ziel, Wissen so kontext-
frei wie möglich auszugestalten, weil
es dadurch in den unterschiedlichsten
Situationen zur Anwendung gelangen
kann. Auf der anderen Seite seien aber
die Empfänger dieses Wissens daran in-
teressiert, daß ihre jeweils lokalen und
situativen Bezüge berücksichtigt wer-
den. Für die wechselseitige Abstim-
mung zwischen diesen beiden Ansprü-
chen empfiehlt Nowotny den Aufbau
von interaktiven Netzwerken, welche
die Universitäten, Verwaltungen, Nicht-
regierungsorganisationen, die Medien,
elektronische Netzwerke und einzelne
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Personen an den verschiedensten sozia-
len Orten einschließen. Für die Koordi-
nation solch heterogener Akteure bedarf
es allerdings spezifischer Voraussetzun-
gen und entsprechend zu verhandelnder
Anschlußstellen – eine wichtige Funkti-
on übernehmen hier Leitbilder.

Der Begriff des Leitbildes wird in
unterschiedlichen Zusammenhängen ge-
braucht. Neben der Ausarbeitung von
Leitbildern für einzelne Unternehmen
oder Organisationen wird er im Kontext
praxisorientierter Wissenschaft, wie der
Technikfolgenforschung, verwendet [5].
In der Technikgeneseforschung hat der
Leitbild-Ansatz eine zweifache Funk-
tion: Neben der Erklärung von Technik-
entwicklung dient er auch zur pro-
spektiven Techniksteuerung [6]. Leitbilder
liefern bei der Entwicklung spezifischer
Techniken einen kognitiven Orientie-
rungsrahmen, der hinreichend genau ist,
um das anvisierte Ziel anzugehen, aber
gleichzeitig auch hinreichend ungenau,
um die verschiedenen Akteursorientie-
rungen subsumieren zu können. Die
Leitbildforschung zur Technikgenese hat
zeigen können, daß Leitbilder in sehr
heterogenen Feldern die Koordination
beziehungsweise Abgrenzung unter-
schiedlichster Akteure ermöglichen
können (vergleiche auch für weitere
Differenzierungen Ref. [7]). Leitbilder
stellen dabei nicht nur einen kognitiven
Rahmen zur Verfügung, sondern auch
entsprechende normative Orientierungen.
Besonders deutlich wird dies in einer
weiteren Debatte, die sich intensiv mit
Leitbildern auseinandersetzt: der Debatte

um das Leitbild der Nachhaltigen Ent-
wicklung [8, 9].

Leitbilder können nur Wirksamkeit
entfalten, wenn sie von bestimmten
Akteuren vertreten werden. Ein neues
Leitbild für die Umweltforschung muß
somit an aktuelle Debatten anknüpfen
und diese in einen systematischen Zu-
sammenhang mit der Umweltforschung
bringen. Auf seiten der Wissenschaft ist
dabei von Bedeutung, welche Möglich-
keiten in der Wissenschaft bestehen,
auch wissenschaftsexterne Leitbilder
aufzunehmen. Wesentlich ist, inwieweit
Reflexion, im Sinne des Überdenkens
der Problemsituation und des eigenen
Standorts in der Gesellschaft, stattfindet.
Unser Fallbeispiel zeigt (siehe Teil I) eine
zunehmende Reflexion der eigenen (wis-
senschaftlichen) Position im gesell-
schaftlichen Umfeld, was ähnlich auch
von anderen Studien gezeigt wird.1)

(Allerdings bleibt dabei zu bedenken:
Wissenschaft ist ein Bereich hoher in-
stitutionalisierter Handlungsautonomie
(Forschungsfreiheit). Deshalb sind Ori-
entierungsfragen nicht einfach aufzu-
greifen; typisch ist der Abwehrreflex
vieler Naturwissenschaftler gegen jede
Form von externer Orientierung.2))

Vor diesem Hintergrund besteht ein
geeigneter Ansatzpunkt für die Diskus-
sion von Orientierungsfragen darin,
Forschungsarbeiten aus dem Feld der
ökologischen Chemie hinsichtlich eines
Leitbildes auszuwerten. Auf diesem
Wege wird nicht einfach eine Orientie-
rung von außen in das Feld der Umwelt-
forschung gebracht, sondern bereits
reflektierte Problemfacetten werden in
ihrer übergreifenden Bedeutung aufge-
nommen und neu gebündelt. Leitbilder
sind in solch sensiblen Bereichen wie
der Forschung ein sinnvoller Ansatz-
punkt, da sie Anlaß zu einer selbstge-
wollten Orientierung werden können.
Es geht also nicht um Regulation, son-
dern um das Ausloten und Etablieren
reflexiver Alternativen in der Forschung
durch die Forschenden selbst.

In Abschnitt 2 von Teil I haben wir
Ulrich Becks Konzept der reflexiven
Wissenschaft als Ansatzpunkt für ein
neues Leitbild der Umweltforschung
aufgegriffen. Hier ziehen wir die Theo-
rie reflexiver Modernisierung als den
Kontext des zu entwickelnden Leitbil-
des heran (Abschnitt 2). Danach gehen
wir auf drei Bereiche ein, die uns für
ein neues Leitbild für die Umweltfor-
schung wesentlich erscheinen: der Um-
gang mit Nicht-Wissen und Unsicher-
heit (Abschnitt 3), das Verhältnis von
wissenschaftsinternen und -externen
Leitbildern (Abschnitt 4) sowie das Ver-

hältnis zwischen Umweltforschung und
Politik (Abschnitt 5).

2. Umweltforschung und
reflexive Moderne

Betrachtet man die Entwicklung der
Umweltprobleme im Laufe der letzten
150 Jahre, so zeigt sich, daß im Zuge
des Modernisierungsprozesses die Ge-
sellschaft immer auch mit den uner-
wünschten Nebenfolgen des eigenen
Handelns konfrontiert wurde. Nach
Beck [14] ist die Nebenfolgenproblematik
sogar das zentrale Antriebsmoment hin
zu einer anderen, reflexiven Moderne.
Ihr Kennzeichen ist die Reflexion nicht
nur auf die konkreten Handlungsmög-
lichkeiten im Umgang mit wahrgenom-
menen Umweltproblemen, sondern auf
die Institutionen, die die Handlungs-
möglichkeiten vermitteln oder begren-
zen. Wurden Probleme bisher mit einem
Mehr an Wissenschaft und Technik
gelöst, tritt jetzt die Frage auf, ob nicht
eine andere Form von Wissenschaft-
lichkeit gefunden werden muß, um die
Umweltprobleme zu lösen. Als Lösungs-
ansätze schlägt Beck [14a]  vor: (1) Ursa-
chenbeseitigung statt Symptombekämp-
fung, (2) praktische Lernfähigkeit und
(3) Spezialisierung auf den Zusammen-
hang. Der erste Punkt verweist auf die
Sachzwanglogik moderner Technik, wo
eher eine "marktexpansive Sekundär-
industrialisierung von Folgen und
Symptomen"[14b] angestrebt wird, als daß
soziale Lernprozesse im Umgang mit
moderner Technik zugelassen werden.
Der zweite Hinweis speist sich aus der
Überlegung, daß moderne Technologien
"der Menschheit das untragbare Joch
der praktischen Irrtumslosigkeit auf-
bürden." [14c]. Schließlich erhöht die
Spezialisierung der Wissenschaftspraxis
die Reichweite, Anzahl und Unkal-
kulierbarkeit der Nebenfolgen wissen-
schaftlich-technischen Handelns [14d],
siehe Figur 1; somit bedarf es einer
Gegenstrategie, um diesen Prozeß der
"Überspezialisierung" (Beck) zu durch-
brechen.3)

Beck spricht zwar die externe Motiva-
tion "So wollen wir nicht leben!" an, die
manche zur Umweltforschung treibt [16].
Er unterstreicht damit aber vor allem
das Spannungsverhältnis zwischen die-
ser Motivation und derzeitigen umwelt-
wissenschaftlichen Anstrengungen, wo-
bei er auf Möglichkeiten zur Auflösung
dieses Spannungsverhältnisses nicht
weiter eingeht. Becks aus grundsätzlichen
Überlegungen gewonnenen Einsichten
sind somit nicht ohne weiteres in die

1) Eine Reihe von Studien stellt diesbezüglich
Veränderungen im Wissenschaftsbereich
fest [10–12]. Die letztgenannte Arbeit,
eine Science Assessment-Studie im Bereich
der Hochtemperatur-Supraleitung, bündelt
die unterschiedlichen Positionen von Wissen-
schaftlern hinsichtlich der gesellschaftlichen
Einbettung von Wissenschaft in vier Typen.
Dabei finden sich neben der "klassischen
Position" vollkommen autonomer Forschung
auch Auffassungen, die einer Beteiligung von
Politik und Öffentlichkeit bei der Ausrichtung
von Problemhorizonten aufgeschlossen
gegenüberstehen.

2) Dies zeigt die Geschichte des Max-Planck-
Instituts zur Erforschung der Lebensbedingungen
der technisch-wissenschaftlichen Zivilisation.
Wolf Lepenies bemerkt hierzu: »[Es] hatte sich
diesen ellenlangen Tarnnamen zugelegt, weil
der viel zutreffendere Titel 'Max-Planck-Institut
für Orientierungswissen' als Provokation
hätte erscheinen müssen. Die Absicht wurde
dennoch durchschaut, und das Scheitern
des Instituts demonstriert nicht zuletzt die
unvermindert starke Abwehr einer naturwissen-
schaftlich geprägten Scientific Community gegen
Aufforderungen zur Selbstreflexion und Selbst-
kontrolle, die 'von außen' an sie herangetragen
werden.« [13]
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Forschungspraxis zu übersetzen. Mit
den folgenden Überlegungen setzen wir
an diesem Punkt an und fragen, wie
das Anliegen einer Wissenschaft unter
Bedingungen reflexiver Modernisierung
konkreter formuliert werden kann.

Die anvisierte Aufgabe ist für die
naturwissenschaftliche Umweltforschung
nicht einfach, denn sie fordert zwei sich
tendenziell ausschließende Leistungen:
(1) die Erfüllung naturwissenschaft-
licher Zielsetzungen und Qualitätsstan-
dards und (2) die Erarbeitung entschei-
dungsrelevanter Wissensressourcen zu
spezifischen Problemen. Es gibt unter-
schiedliche institutionelle Felder, die
entscheidungsrelevante Wissensressour-
cen benötigen; wir gehen hier auf
Politik und Unternehmen ein. Für die
wissenschaftliche Politikberatung sind
andere Kriterien zu erfüllen als für die
Bereitstellung von Wissen für unterneh-
mensinterne Entscheidungsprozesse. Der
erste Fall steht immer unter der Bedin-
gung, sich letztendlich öffentlich legiti-
mieren zu müssen. Daher sollte wis-
senschaftliche Politikberatung in ein
diskursives Verfahren eingebunden wer-
den [17]. Der zweite Fall ist oft durch
Entscheidungen über spezifische Pro-
dukte sowie die Suche nach Akzeptanz
bestimmt, wofür in letzter Zeit ver-
stärkt "Risiko-Kommunikation" betrieben
wird [18, 19].

Den beiden Ansprüchen auf Wissen-
schaftlichkeit einerseits und Entschei-
dungsrelevanz andererseits entsprechen
zwei unterschiedliche Weisen der Kom-
plexitätsreduktion: erkenntnisorientierte
und entscheidungsorientierte Komplexi-
tätsreduktion. In der modernen Natur-
wissenschaft erfolgt Komplexitätsreduk-
tion unter dem Anspruch der Theorie-
bildung. Das Ziel sind dabei theore-
tische Strukturen, die Aussagen über
Kausalzusammenhänge ermöglichen.4)

Um den Begriff nicht auf eine spezifi-
sche Form der Theoriebildung zu veren-
gen, sprechen wir von erkenntnisorien-
tierter Komplexitätsreduktion. Entschei-
der in Politik und Wirtschaft stehen vor
einem analogen Problem – allerdings
in einem anderen Handlungsbereich.
Für sie geht es um Komplexitätsreduk-
tion unter entscheidungsbezogenen Ge-
sichtspunkten. Das in Teil I, Abschnitt 1
konstatierte Datendilemma beruht auf
einer einseitig erkenntnisorientierten
Komplexitätsreduktion in der Umwelt-
wissenschaft, was zwar zu zahlreichen
Forschungsresultaten führt, oft aber nicht
hilft, entscheidungsrelevante Fragen zu
beantworten (siehe Figur 2).

Die Frage nach einem reflektierten
Handlungsbezug in der Umweltforschung

kann somit umformuliert werden: Wie
lassen sich im Kontext naturwissen-
schaftlich orientierter Umweltforschung
erkenntnisorientierte und entscheidungs-
orientierte Komplexitätsreduktion in
Einklang bringen?

Ein wichtiger Bereich, in dem sich
der Unterschied zwischen beiden Formen
der Komplexitätsreduktion auswirkt, ist
die Interpretation von Unsicherheit und
Nicht-Wissen.

3. Umgang mit Ungewißheit
und Nicht-Wissen in der
Umweltwissenschaft

Die Frage des Umgangs mit Nicht-
Wissen und Ungewißheit läßt sich nicht
isoliert betrachten als eine Frage, die
nur die Politik betrifft: Entscheidungs-
probleme können nicht allein der Politik
überlassen werden, und Wissenschaft
kann sich nicht allein auf weitere, zu-
sätzliche Forschung konzentrieren.

In der Darstellung und Vermittlung
von Wissenschaft nach außen steht das
gewonnene Wissen im Mittelpunkt,
nicht die Streitpunkte und die unbeant-
worteten Fragen. Damit erhält der Lern-
prozeß innerhalb der Wissenschaft nur
einen untergeordneten Stellenwert und
wird – wenn überhaupt – nur dann an-
gesprochen, wenn dargestellt wird, wie
die moderne Wissenschaft Schritt für
Schritt ihre Erfolge erzielt hat. Eigent-
lich ist die Überführung von Nicht-

Wissen in Wissen, also Lernen, jedoch
sehr bedeutsam: Wissenschaft ist ein
Erkenntnisprozeß, bei dem aus dem
Raum des Nicht-Gewußten ganz spezi-
fische Ausschnitte ausgewählt und einer
eingehenden Analyse unterzogen werden.
Der Wissenschaftssoziologe Merton hat
in seinen Arbeiten auf diesen Punkt hin-
gewiesen, wenn er schreibt: »In worka-
day science, it is not enough to confess
one’s ignorance; the point is to specify
it.«[20] Es gehört also zum normalwissen-
schaftlichen Forschungsprozeß, Nicht-
Gewußtes zunächst in "konturiertes"
Nicht-Wissen zu überführen,5)  welches
dann in einem wissenschaftlich-diszi-
plinären Kontext bearbeitet und im Er-
folgsfall als positives Wissen in den
Wissensbestand aufgenommen wird.
Daraus speist sich die Produktionslogik
der Wissenschaft und verbindet Kom-

Figur 1. Konsequenzen der zunehmenden Spezialisierung des wissenschaftlich-tech-
nischen Handelns (verändert nach A. von Gleich [48]).
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3) Darauf weist auch L. Schäfer hin: »Die realen,
externen Probleme, vor die die Wissenschaften,
und gerade die hochspezialisierten, gestellt sind,
üben einen integrativen, ja totalisierenden Zwang
aus, der gegen die Spezialisierungstendenz der
Wissenschaften gerichtet ist und zu einem neuen
Typus von Wissenschaftseinheit führt.« [15]

4) Wissenschaft kennt zwar auch andere Formen
der Naturbeschreibung und Klassifikation, doch
läßt sich implizit eine "Hackordnung" ausma-
chen: Als gute Wissenschaft gilt derzeit vor allem
solche Wissenschaft, die eine mathematisch for-
mulierte theoretische Struktur aufweist.
Dies illustriert zum Beispiel die abwertende
Einschätzung der Biologie und Ökologie,
wo viele Bereiche keiner mathematischen Formu-
lierung zugänglich sind, durch Wissenschaftler
aus anderen Disziplinen.
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plexitätsreduktion mit der Ausweitung
des Wissensbestandes. Erkenntnisorien-
tierte Komplexitätsreduktion erfolgt
unter der Zielvorgabe, Natur-Phänomene
auf Naturgesetze zurückzuführen. Nicht-
Wissen ist für die Wissenschaft eine
Herausforderung – für die Politik aber
mit Entscheidungsunsicherheit verbun-
den.

Wie sich die Konturierung von Nicht-
Wissen in einer Weise abwandeln läßt,
die die Entscheidungsunsicherheit für
die Politik verringern hilft, kann man
am Beispiel der Ökologischen Chemie
darlegen. Das in Teil I, Abschnitt 3.3
dargestellte Gefährdungskonzept [21–23]

unterscheidet zwischen Umwelteingriff,
Exposition und Wirkung, siehe Figur 3.

Dabei handelt es sich um drei syste-
matisch verschiedene Ebenen, die aller-
dings in einer Kausalkette miteinander
verbunden sind. Der Eingriff besteht in
einer menschlichen Aktivität, bei der
chemische Substanzen in die Umwelt
ausgebracht werden. Die Expositions-
forschung untersucht, wie solche Sub-
stanzen an potentielle Wirkorte gelangen
können und in welcher Konzentration
sie dort auftreten; die Wirkungsfor-
schung erfaßt die möglichen Schäden
(toxische Wirkungen). Der Verzwei-
gungsgrad der Kausalketten (entspre-
chend der zeitlichen Verzögerung und
räumlichen Verlagerung der Phänome-

horizont [10a] entwickeln, der explizit
darauf ausgerichtet ist, politische Ent-
scheidungsprozesse über das Exposi-
tionsverhalten von Chemikalien zu
informieren, weil erhebliche Unsicher-
heiten über die Auswirkungen bestehen.
Dabei wird Nicht-Wissen nicht allein
unter Erkenntnisgesichtspunkten kon-
turiert, sondern auch unter dem Blick-
winkel der politischen Entscheidungs-
findung; man kann hier demnach von
entscheidungsorientierter Komplexitäts-
reduktion sprechen.

Entscheidungsorientierte Komplexi-
tätsreduktion bedarf besonderer Voraus-
setzungen. Erstens muß das gewonnene
Wissen inner- wie außerwissenschaft-
lichen Kriterien genügen. Der Ausgangs-
punkt entscheidungsorientierter Kom-
plexitätsreduktion besteht in einer um-
fassenden Problemanalyse. Dazu gehört
die Benennung der verschiedenen Räume
des Nicht-Wissens und eine explizite
Strukturierung der Betrachtungsweisen
und Gegenstandsbereiche (hier: Expo-
sitionen oder Wirkungen), wodurch ein
Problemhorizont definiert wird. Dabei
sind die normativen Momente (wie
die Orientierung am Vorsorgeprinzip)
ebenso transparent zu machen wie der
intendierte Anschluß an Entscheidungs-
prozesse. Die entscheidungsorientierte
Komplexitätsreduktion ist das Ergebnis
einer normativ gestützten Entscheidung
zugunsten einer spezifischen Konturie-
rung von Nicht-Wissen. Zweitens müs-
sen die Kriterien, die für die Bearbei-
tung des gewählten Problemhorizontes
zur Verfügung stehen, es erlauben,
zwischen "erwünscht" und "unerwünscht"

5) Konturiertes Nicht-Wissen ist demnach
potentielles Wissen. Auf der Grundlage
spezifischer Experimentalanordnungen und
theoretischer Deutungsstrukturen wird eine
Forschungssituation geschaffen, die bestimmte
Ergebnisse erwarten läßt und andere
weitgehend ausschließt – somit erhält das
Noch-Nicht-Gewußte seine Kontur.

Figur 3. Unterscheidung der drei Ebenen von Umwelteingriff, Exposition und Wirkungen
(nach Ref. [23]).
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ne) und der Aufwand für die Erfassung
der Phänomene nehmen von Ebene
zu Ebene zu [22]. Der Schwerpunkt des
Gefährdungskonzeptes liegt zum einen
darauf, daß eine klare Aufteilung und
systematische Strukturierung der unter-
schiedlichen Betrachtungsebenen vor-
genommen wird. Die Zergliederung des
Problems in die drei verschiedenen
Ebenen erlaubt deren differenziertes
Abarbeiten (unterschiedliche Indikato-
ren für jede Ebene: Emissionsmenge,
Persistenz und räumliche Reichweite,
Toxizität).

Zum anderen kann man unter einer
normativen Gewichtung (Orientierung
am Vorsorgeprinzip) einen Problem-

Figur 2. Datendilemma und Orientierungsproblem hängen miteinander zusammen [1].
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sehr unterschiedliche Antworten 

auf die Fragen

Erkenntnisgewinnung:

Die Wissensproduktion 
ist so unübersichtlich 
und heterogen
geworden, 
daß sich sehr
unterschiedliche 
und zum Teil 
widersprüchliche 
Schlußfolgerungen 
aus der Datenflut
ziehen und durch 
wissenschaftliche Befunde 
untermauern lassen.

Wissensbedarf:

Mangel an einer
ausreichenden

wissen-
schaftlichen

Grundlage
für die

Entwicklung
und Bewertung
von Handlungs-

alternativen.
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zu unterscheiden (zum Beispiel sind
global mobile und persistente Chemi-
kalien nicht erwünscht). Sie haben also
eine doppelte Funktion als wissen-
schaftliche Zielgrößen und als Indika-
toren, die anschlußfähig an gesellschaft-
liche Diskurse sein sollen; dadurch sind
sie spannungsreich. Die Parameter Per-
sistenz und Reichweite beispielsweise
konnten sich vor dem Hintergrund der
Erfahrungen mit Stoffen wie DDT und
den FCKW etablieren. Sie erhalten –
wie die derzeitige Debatte über die Per-
sistent Organic Pollutants [24] und neue
Ansätze der europäischen Chemikalien-
politik zeigen [25] – nach und nach einen
höheren Stellenwert in der internatio-
nalen Chemikalienkontrolle.

Als Zwischenfazit läßt sich festhalten:
Erkenntnisorientierte und entscheidungs-
orientierte Komplexitätsreduktion in
Zusammenhang zu bringen, verlangt
eine Reflexion auf die Räume des
Nicht-Wissens sowie über die Leistungs-
fähigkeit und Reichweite der eigenen
Methode. Hierzu trägt die Auseinander-
setzung mit den vier Orientierungs-
fragen aus Abschnitt 1 von Teil I [1] bei.

4. Zum Verhältnis von inter-
nen Leitbildern und externen
Orientierungen: das Leitbild
"Reflexive Umweltforschung"

In Teil I, Abschnitt 2, haben wir die
These aufgestellt, daß die naturwissen-
schaftliche Umweltforschung überwie-
gend immer noch dem Leitbild "klas-
sischer Naturforschung" folgt. Im fol-
genden geht es nicht darum, die damit
bezeichneten wissenschaftsinternen Ori-
entierungen zu verwerfen, sondern dar-
um, diese Leitvorstellungen so zu er-
gänzen und anzupassen, daß entschei-
dungsorientierte Komplexitätsreduktion
und Handlungsbezug leichter in den
Forschungsprozeß zu integrieren sind.
Wir gehen hier auf den Anspruch auf
Vollständigkeit naturwissenschaftlicher
Untersuchungen und auf Universalismus
ein und skizzieren anschließend ein
wissenschaftsinternes Leitbild mit ex-
ternen Bezügen.

Wie am Gefährdungskonzept in Teil I [1]

und in Abschnitt 3 erkennbar wurde,
wird dort der Anspruch auf eine
möglichst vollständige Erforschung der
(öko-)toxischen Wirkungen und der zu-
grundeliegenden Mechanismen bewußt
eingeschränkt, um Entscheidungsträger
gezielter über das Expositionsverhalten
von Chemikalien informieren zu können.
Das Gefährdungskonzept ist auf das

Werturteil gestützt, daß unvollständige
Information über toxische Effekte im
Sinne des Vorsorgeprinzips interpretiert
werden soll. Das bisherige Erkenntnis-
ziel, Mechanismen von Prozessen in
der Umwelt zu ermitteln, wird darauf
verlagert, Indikatoren als Bindeglieder
zwischen Sachverhalten und Werturtei-
len zu entwickeln.

Der Universalismus-Anspruch der
klassischen Naturforschung drückt sich
darin aus, daß Ansprüche auf wissen-
schaftliche Wahrheit nur vor dem Hinter-
grund überpersönlicher, allgemein ak-
zeptierter Kriterien gerechtfertigt
werden können. Neue Erkenntnisse dür-
fen nicht im Widerspruch zu Beobach-
tung und bisherigem Wissen stehen.
Leitidee ist die Überführung von Aus-
sagen in naturwissenschaftliche Geset-
zesaussagen.

In der Umweltforschung haben sich
nun jedoch spezifische Herausforderun-
gen an den Universalismus-Anspruch
ergeben: Zum einen wird erkennbar,
daß bereits auf rein naturwissenschaft-
licher Ebene mit dem Phänomen über-
komplexer ökologischer Systeme [26, 27]

die Möglichkeiten, Gesetzesaussagen
zu formulieren, limitiert sind. Zum
zweiten ergeben sich Beschränkungen
im Rahmen der Entscheidungskontexte,
in denen das umweltwissenschaftliche
Wissen umgesetzt werden soll und die
die Bedeutung eines Resultates mitbe-
stimmen; diese Entscheidungskontexte
bringen konkrete, nicht übertragbare
Randbedingungen mit sich. Somit be-
steht die Herausforderung und Kunst
für die Umweltforschung darin, all-
gemein gültige Aussagen und beson-
dere (Entscheidungs-)Umstände (zeitlich,
räumlich, kontextuell) im Forschungs-
prozeß miteinander zu verbinden.

Damit keine Mißverständnisse auf-
kommen, halten wir fest: Idealtypus
naturwissenschaftlicher Aussagen bleibt
weiterhin das Gesetz – eingeschränkt
wird jedoch der mitlaufende Anspruch
auf Vollständigkeit der Beschreibung
und/oder auf universelle Gültigkeit.

Daß es schwierig ist, das Spannungs-
verhältnis zwischen dem Anspruch auf
Universalismus und konkreten Ent-
scheidungskontexten auszuhalten, zeigt
sich in der Gefahr, daß die Spannung
in zwei Extreme aufgelöst wird. Beim
einen Extrem wird versucht, den natur-
wissenschaftlichen Erkenntnisanspruch
über den Bereich der Natur hinaus
auch auf menschliches Handelns auszu-
dehnen, um dieses in theoretische Kon-
zepte zu integrieren (zum Beispiel bei
Schellnhuber [28]); im anderen Fall wer-
den vor dem Hintergrund der Entschei-

dungsrelevanz wissenschaftliche Stan-
dards vernachlässigt, wie dies etwa in
Teilen der Global-Change-Forschung
zu beobachten ist (Hinweis bei Frede-
richs und Bechmann [29]).

Angesichts dieser Situation scheint es
uns sinnvoll, nach einem neuen Leitbild
zu suchen, das in der Umweltforschung
eine Orientierung bieten kann. Grund-
sätzlich sollte ein solches Leitbild zwei
Funktionen erfüllen: Es soll die Aufga-
be und die Stellung der Forschenden im
Prozeß der Ermittlung und Beurteilung
von Umweltveränderungen darstellen,
und es soll vermitteln, daß die Relevanz
von Forschungsresultaten außer in ihrer
wissenschaftlichen Originalität auch in
ihrer Aussagekraft für außerwissenschaft-
liche Entscheidungsprozesse liegt. Wir
stellen dazu einen Vorschlag für ein
Leitbild der "Reflexiven Umweltfor-
schung" vor, siehe Tabelle 1.

Mit dieser Gegenüberstellung wird an
Unterscheidungen angeschlossen, wie
sie schon in der Debatte um eine "Alter-
native Wissenschaft" formuliert wurden
(vergleiche dazu van den Daele [30]).
Wesentlich ist dabei die andere Stel-
lung, die der Mensch gegenüber der
Natur und dem Untersuchungsgegen-
stand einnimmt. Anthropogene Umwelt-
veränderungen werden nicht als vorge-
fundene "Natur" betrachtet, sondern als
Folgen von Handlungen, die ihrerseits
Bedeutung in Handlungskontexten ha-
ben. Da es dabei oftmals um Be-
wertungsprobleme geht, mischen sich
naturwissenschaftlich-technische Fragen
mit Werturteilsfragen. Dies macht einen
wichtigen Unterschied zu anderer pra-
xisorientierter oder anwendungsorien-
tierter Forschung aus, bei der es vorran-
gig um technische und wirtschaftliche
Nutzbarkeit wissenschaftlicher Resul-
tate geht, nicht jedoch um Bewertungs-
kriterien für technisch-industrielles
Handeln. Die zentrale Aufgabe einer re-
flexiven Umweltforschung ist es daher,
Werturteilsfragen und Sachfragen mit
Hilfe natur-, sozial- und humanwissen-
schaftlichen Methoden systematisch in
Beziehung zueinander zu bringen.

Als Elemente dieses Leitbildes lassen
sich anführen:
● Orientierung an wissenschaftsexternen
Leitbildern wie Nachhaltigkeit  [8, 9] und
dem Vorsorgeprinzip [31]. Diese Leitbil-
der bündeln normative Orientierung zur
Umweltproblematik und müssen unter
anderem durch umweltwissenschaftliche
Forschung konkretisiert und umgesetzt
werden.
● Thematisierung von Unsicherheit und
Offenheit: Umweltwissenschaftliche Re-
sultate werden in einem langfristigen
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Prozeß gewonnen und überarbeitet. Sie
sind immer auch unsicher, unvollstän-
dig und fortwährender Neubewertung
unterworfen. Dies kann durch einen
transparenten und gestaffelten Umgang
mit Nicht-Wissen und Unsicherheit
(wie in Abschnitt 2 skizziert) im For-
schungsprozeß selbst berücksichtigt
(und auch nach außen klarer kommuni-
ziert) werden. Das Nicht-Wissen wird
in einem offenen Suchprozeß kontu-
riert, in welchem die unterschiedlichen
Perspektiven aufeinander bezogen und
ihre jeweiligen Schwachstellen offenge-
legt werden. Dies verdeutlicht die ge-
wählten Problemhorizonte.
● Transdisziplinarität: Reflexive For-
schung erfordert, daß der jeweilige dis-
ziplinäre Wirkungskreis überschritten

und die Fragestellung nicht vorab durch
die Frage- und Problemstrukturierungs-
raster der beteiligten Disziplinen be-
grenzt wird [32].6) Der Forschungsprozeß
kombiniert gegebenenfalls Methoden
aus verschiedenen Disziplinen, ohne
Anspruch auf vollständige Erklärung
und Bearbeitung eines Problems aus der
Perspektive einer einzelnen Disziplin.
Das Ziel ist demnach die Erarbeitung
eines "umfassenderen Problemzusam-
menhangs" [34]. Für einen solchen um-
fassenden Problemzusammenhang wird
eine passende Arbeitsstruktur benötigt,
die gewährleistet, daß der Problemzu-
sammenhang im Forschungsprozeß nicht
wieder in disziplinäre Teilprobleme zer-
fällt, die sich nicht mehr integrieren
lassen. Gerade dieser letzte Punkt ist –
auch wenn er immer wieder gefordert
wird – vielfach nur schwer zu realisie-
ren, weshalb die "Ein-Personen-Inter-
disziplinarität", das heißt die Integration
verschiedener Perspektiven nicht nur in
einer Gruppe, sondern bereits in einer
einzelnen Person, zu einer zentralen
Voraussetzung für reflexive Umwelt-
forschung wird. (Da die bisherigen
Strukturen des Wissenschaftssystems
Gruppenprojekten oft entgegenstehen,
können bedeutende Impulse auch von
transdisziplinären Ein-Personen-Projek-
ten ausgehen [32].)
● Problemlösungsorientierung: Spezi-
fisch ausgewählte Probleme stehen –
natürlich – seit jeher im Mittelpunkt
wissenschaftlicher Arbeit. Hier sind
insbesondere solche Probleme gemeint,

die über die Wissenschaft hinaus gesell-
schaftlich relevant sind und kontrovers
diskutiert werden. Die Definition des
umfassenderen Problemzusammenhangs
(siehe oben) ist nur ein Schritt. Zudem
muß darauf geachtet werden, daß die
Ergebnisse in die unterschiedlichen so-
zialen Kontexte eingebettet und die sich
daraus ergebenden Lösungsvorschläge
durch Begleitforschung abgesichert wer-
den.
● Öffentlichkeitsorientierung: Reflexive
Umweltforschung muß lebensweltliches
Wissen aufnehmen und in Verbindung
mit wissenschaftlichem Wissen brin-
gen: Nicht nur die Wissenschaft spricht
zur Öffentlichkeit, sondern auch die
Öffentlichkeit zur Wissenschaft [3].7)  Dies
bedeutet insbesondere, daß Leitbilder
wie Nachhaltigkeit rechtzeitig aufge-
nommen und auf diesem Wege zur
Grundlage für die Konzeption von For-
schungsprojekten werden.
● Orientierung an wissenschaftlichen
Standards: Bei allen hier vorgeschlage-
nen methodischen Erweiterungen ist
zentral, daß in naturwissenschaftlichen
Arbeitsschritten der Erkenntnisgewinn
nach wie vor nach den Standards
moderner Naturwissenschaften erfolgt
(Einbettung in den bisherigen Stand der
Forschung, Stringenz, adäquater und
kompetenter Einsatz der Methoden,
Publikation in anerkannten Fachzeit-
schriften etc.). Die Unabhängigkeit der
Forschung auch bei stärkerem Hand-
lungsbezug ist zu gewährleisten (unter
anderem durch genügende Finanzie-
rung aus unabhängigen Quellen).

Die weitere Ausarbeitung und Umset-
zung eines solchen Leitbildes ist keine
"schöngeistige" Aufgabe. Sie erfordert
in erheblichem Umfang naturwissen-
schaftliche Forschung; dabei geht es um
die Frage, wie sich Bewertungskriteri-
en, die sich an wissenschaftsexternen
Leitbildern orientieren, als naturwissen-
schaftliche Meßgrößen definieren und
bestimmen lassen, wie sich Umwelt-
systeme adäquat modellieren lassen, und
wie sich die Unsicherheiten der Resul-
tate verstehen und gegebenenfalls quan-
tifizieren und visualisieren lassen.

Die nur langsame Aufnahme derarti-
ger Ansätze zeigt allerdings, daß die
Orientierung an externen Leitbildern zu
Konflikten und Kontroversen führt. Die
Forschenden finden sich zwischen gegen-
läufigen Ansprüchen, einerseits Grund-
lagenforschung zu betreiben (starke
wissenschaftsinterne Leitbilder und auch
Karriereanreize) und andererseits Um-
weltprobleme lösen zu wollen oder zu
sollen (starkes wissenschaftsexternes
Leitbild). Damit im Zusammenhang

Tabelle 1. Vergleich des Leitbildes der "Reflexiven Umweltforschung" mit dem der
klassischen Naturforschung.

Aspekte Leitbilder der Umweltforschung

"Klassische "Reflexive
Naturforschung" Umweltforschung"

Zentrale Zielpunkte Naturgesetze und Ordnungsschemata
der Naturerkenntnis

Regulative Idee Welterkenntnis: Anspruch Welterschließung: Verständnis
reiner Naturerkenntnis und Gestaltung des Mensch-

Umwelt-Verhältnisses

Beobachterperspektive Subjekt-Objekt-Trennung: Subjekt/Objekt-Verbindung:
zur Natur-Umwelt Gegenüberstellung Eingebundensein in Umwelt

und Gesellschaft

Entscheidungsbezug Ausklammerung: Anbindung:
Handlungsbezüge Reflektierter Handlungsbezug;
unreflektiert soweit möglich, entschei-

dungsorientierte Komplexitäts-
reduktion

Umgang mit Nicht-Wissen Nicht-Wissen als Nicht-Wissen als
potentielles Wissen: unhintergehbare Handlungs-
Bearbeitung gemäß bedingung: gezielte
disziplinären Standards Konturierung von

Nicht-Wissen in geeignete
Problemhorizonte

6) Alasdair MacIntyre schreibt im Nachwort zu
seiner historischen und philosophischen Analyse
der Entwicklung des modernen Moralsystems
»[Es ging mir sowohl darum, eine einzige
komplexe These darzulegen] (…), als auch
darum, dies in einer Weise zu tun, die deutlich
macht, wie unvereinbar meine These mit den
konventionellen akademischen Fachgrenzen war,
Grenzen, die oft die Wirkung haben, das Denken
auf eine Art aufzuteilen, die wesentliche
Zusammenhänge zerstört oder verdunkelt (…).« [33]

7) Robert May (Wissenschaftsberater von
Tony Blair) hat 1999 vor den Delegierten der
AAAS-Konferenz (American Association for the
Advancement of Science) formuliert: »Wir
müssen die Politik besser beraten, das Publikum
mehr einbeziehen und lernen, mit dem Vertrauen
der Bürger besser umzugehen. (...) Wir dürfen
nicht mehr nur Weisheit verteilen, sondern
müssen den Austausch verschiedener Meinungen
moderieren« [35].
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steht möglicherweise auch die Rück-
wendung und Konzentration der natur-
wissenschaftlichen Umweltforschung
auf wissenschaftsinterne Leitbilder, die
in jüngster Zeit zu beobachten ist.

5. Reflexive Umweltforschung
und Entscheidungsprozesse

Eine wichtige Zielsetzung der reflexi-
ven Umweltforschung besteht darin,
Entscheidungsprozesse zu unterstützen,
die außerhalb der Wissenschaft, vor
allem in politischen Gremien und Be-
hörden sowie in Unternehmen ablaufen.
Viele umweltrelevante Entscheidungen
werden in diesen Institutionen gefällt
(eine wesentliche Ausnahme sind Kauf-
entscheidungen privater Konsumenten).

Allerdings sind die Zielsetzungen,
Kommunikationsformen und Systemlogi-
ken in den drei Bereichen Wissenschaft,
Politik und Unternehmen sehr unter-
schiedlich. Aus diesem Grund verläuft
die wissenschaftliche Politikberatung
(siehe Exkurs 1) oft weniger fruchtbar

Exkurs 1

Drei Modelle der
wissenschaftlichen Politikberatung

Aufbauend auf Habermas [47] entwirft Renn [39] das "Advokatenmodell", das "puristische
Modell" und das "sozial-integrative Modell" wissenschaftlicher Politikberatung.

Im Advokatenmodell verstehen sich die Wissenschaftler als Teil eines strategischen
Lagers: »Altruistische (ich stelle mich bewußt in den Dienst der Unterprivilegierten),
wirtschaftliche (ich werde ja gut bezahlt) oder machtpolitische (jetzt kann ich endlich
Einfluß auf die "große" Politik nehmen) Überlegungen sind die überwiegenden
motivationalen Faktoren, die Wissenschaftler in die Advokaten-Rolle hineindrängen
und damit auch den Souveränitätsverzicht psychisch verständlich machen« [39d].

Im puristischen Modell hat die Wissenschaft die Aufgabe, »abstraktes Wissen bereit-
zustellen, das von allen gesellschaftlichen Kräften genutzt werden kann«, und fungiert
somit »als ein zweckfreier Selbstbedienungsladen für Politik« [39e]. Das Wissenschafts-
system ist prinzipiell unabhängig von aufgesetzten oder selbst übernommenen
politischen Zwängen, die Kooperation »erstreckt sich allenfalls auf die Übernahme
bestimmter, sozial erwünschter Themenstellungen und die Übersetzung von Ergeb-
nissen in verständliche Form.« [39e]. Allerdings versagt das puristische Modell, wenn
»der technische Fortschritt selbst in Legitimationszwang gerät und das Thema der
Beratung in einem Netzwerk von widersprüchlichen Zielkonfliken verstrickt ist« [39a].

Im sozial-integrativen Modell beteiligen sich Sozial- und Naturwissenschaft aktiv am
Entscheidungsprozeß, indem sie (a) die Berücksichtigung des relevanten Wissens
sichern und (b) eine Vorgehensweise zur Konfliktaustragung und Konsensfindung
»entwerfen, die den Beteiligten als "fair" und den Außenstehenden als "legitim"
erscheint« [39a]. Renn skizziert acht Schritte des sozial-integrativen Beratungsmodells:
1. Wissenschaftler und Politiker formulieren die Zielsetzung ihrer Kooperation und

klären ihre Erwartungen und die Interessenkonflikte;
2. Aufstellung von Auswahl- und Beurteilungskriterien mit Unterstützung wissen-

schaftlicher Verfahren;
3. Entwicklung von Optionen, die geeignet erscheinen, das angestrebte Ziel zu erreichen;
4. Strukturierung des vorhandenen Wissens nach Maßgabe der Beurteilungskriterien

und entsprechender Indikatoren und Antizipation von Folgen und Nebenfolgen, die
mit der Verwirklichung der Optionen verbunden sind;

5. Festlegung der Bedeutung jedes Kriteriums für die Gesamtentscheidung;
6. politische Entscheidung zwischen den Optionen;
7. die politischen Entscheidungsträger machen die Gründe und Abwägungsprozesse

vor der Öffentlichkeit transparent;
8. Evaluation der umgesetzten Entscheidung durch Begleitforschung.

8) Wenn die Berücksichtigung von Umweltaspekten
durch veränderte politische Rahmenbedingungen
wichtiger für den Unternehmenserfolg wird,
dürfte dieser Bedarf steigen, so zum Beispiel
durch die europäische Altautoverordnung, die
ökologische Ziele wie Vermeidung von Schwer-
metallen, Verminderung des Energiebedarfs bei
Produktion, Gebrauch und Entsorgung sowie
weitgehende Recyclierbarkeit vorschreibt.

Fragen [36a]. Daher besteht bei allen
Schwierigkeiten dennoch ein Bedarf an
wirksamer wissenschaftlicher Beratung,
das heißt an einem gezielten Austausch
zwischen Umweltforschung und Politik
und, wenn auch weniger ausgeprägt,
zwischen Umweltforschung und Unter-
nehmen.8)  Wir gehen hier zunächst kurz
auf die Situation von Unternehmen ein
(5.1) und erörtern dann die wissenschaft-
liche Politikberatung (5.2).

5.1. Umweltrelevante Entscheidungen
in Unternehmen

Viele Entscheidungen, die ein Unter-
nehmen über die Nutzung von Ressour-
cen und die Produktion von Gütern
trifft, weisen eine erhebliche Umweltre-
levanz auf. Insbesondere ist das Poten-
tial, umweltverträglichere Produkte und
Betriebsabläufe zu entwickeln, in ein-
zelnen Unternehmen oft vorhanden, so
daß auch von seiten der Wissenschaft
Impulse zur Nutzung dieses Potentials
gegeben werden sollten.

Zur Unterstützung umweltrelevanter
Entscheidungen haben viele (größere)
Unternehmen interne Ressourcen und
Methoden (Konzernstäbe für Umwelt-
schutz, Sicherheit und Gesundheit;
Zertifizierung der Betriebsabläufe nach
ISO 14000; Leitlinien wie das Programm
"Verantwortliches Handeln" der chemi-
schen Industrie).

Aus Sicht eines Unternehmens müssen
die umweltrelevanten Entscheidungen
jedoch gleichzeitig ökonomisch vertret-
bar wie auch technisch umsetzbar und
zweckmäßig sein. Die Priorität ökono-
mischer und technischer Erwägungen
ist insofern grundsätzlich legitim, als
Unternehmen primär ihren wirtschaft-
lichen Erfolg suchen müssen. Im Gegen-
satz zu politischen Institutionen und
Entscheidungsträgern sind Unternehmen
dem Gemeinwohl nicht explizit ver-
pflichtet. Allerdings können solche Ver-
pflichtungen durch ordnungsrechtliche
Maßnahmen an Unternehmen herange-
tragen werden. So unterliegen Unter-
nehmen der bestehenden Umweltge-
setzgebung, die unabhängig von der
Umweltorientierung innerhalb des Un-
ternehmens gewisse Mindeststandards
bezüglich Umweltverträglichkeit garan-

als erwartet [17a]; für einen Überblick
über die Diskussion zur wissenschaft-
lichen Politikberatung vergleiche [17, 36].

Während die wissenschaftliche Politik-
beratung auch zu Umweltfragen in
erheblichem Ausmaß stattfindet, ist
wissenschaftliche Beratung von Unter-
nehmen bei umweltrelevanten Fragen,
auch im Vergleich zu ökonomischen
und technischen Fragen, seltener. Erstens
ist nämlich die Berücksichtigung von
Umweltaspekten oft nicht zentral für
den ökonomischen Erfolg; zweitens
werden umweltrelevante Entscheidungen
firmenintern getroffen, wenn sie die
vitalen Interessen eines Unternehmens
betreffen (zum Beispiel die Entwick-
lung neuer Produkte oder die Ausbeu-
tung von Ressourcen). Auch die wissen-
schaftlichen Voruntersuchungen sind
dann sensibles Material, das nicht offen-
gelegt wird.

Dennoch läßt sich festhalten: Entschei-
dungen in Politik wie in Unternehmen
betreffen zunehmend ein komplexes
Gefüge aus technischen, ökonomischen,
rechtlichen, sozialen und ökologischen
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tieren soll. Darüber hinaus ist es jedoch
möglich, daß eine Berücksichtigung
von Umweltfragen auch bei Zielkon-
flikten mit technischen oder ökonomi-
schen Forderungen – in einem gewissen
Rahmen – auch für Unternehmen prio-
ritär ist, weil dies zur Legitimierung
ihrer Tätigkeit nach außen beiträgt und
auch den unternehmensinternen An-
sprüchen bezüglich Umweltverträglich-
keit entspricht.

Dies bildet einen Anlaß, für umwelt-
relevante Entscheidungen innerhalb eines
Unternehmens unter anderem von seiten
der Umweltforschung externe Unter-
stützung beizuziehen. Solch ein Kontakt
kann ein ganzes Spektrum von Formen
annehmen: direkte Aufträge an univer-
sitäre oder außeruniversitäre Forschungs-
einrichtungen, organisierte Diskurse wie
im Fall Hoechst Nachhaltig [37] oder
einzelne projektbezogene Kooperationen
mit Forschungsinstituten. Inhaltlich
können zum Beispiel folgende Fragen
behandelt werden: Analyse der Umwelt-
wirksamkeit verschiedener Produkt-
generationen oder -alternativen, Durch-
führung von Energie-, Stofffluß- und
Ökobilanzen, Erfassung und Vergleich
verschiedener Typen von Umweltbela-
stungen, zum Beispiel Chemikalien-
emissionen versus Energieverbrauch [38],
Analyse von technischen und organisa-
torischen Maßnahmen zur Verminde-
rung der Umweltbelastung (Emissions-
minderung; Energieeinsparung; Änderung
der Betriebsabläufe), Entwicklung von
Nachhaltigkeitsindikatoren, das heißt
Erfassung und Vergleich unterschied-
licher Teilprobleme im Rahmen des Ziels
"Nachhaltigkeit".

Der Vorteil solcher Untersuchungen
besteht darin, daß sie oftmals breiter
angelegt und differenzierter durchge-
führt werden können als rein unterneh-
mensinterne Studien. Die Resultate sind
jedoch schwerer in den Entscheidungs-
prozeß einzubringen, da sie divergie-
renden Ansprüchen unterliegen: wis-
senschaftliche Validität und Relevanz
auch unter erkenntnisorientierter Be-
trachtung einerseits und Eindeutigkeit
und Umsetzbarkeit andererseits (siehe
oben, Abschnitte 3 und 4). Die Aufgabe
der Wissenschaft (siehe dazu auch 5.2)
besteht dabei vor allem darin, den Ent-
scheidungskontext des Unternehmens ein
Stück weit aufzunehmen und als mögli-
chen Ausgangspunkt für Forschungsfra-
gen zu nehmen, nicht aber darin, die
Ziele und Sichtweisen des Unterneh-
mens zu übernehmen. Dies heißt auch,
daß solche Projekte nur teilweise vom
beteiligten Unternehmen finanziert wer-
den sollten. Aufgabe der Politik wäre es

in diesem Zusammenhang somit, eine
Forschungsförderung zu gewährleisten,
die die Finanzierung durch ein Unter-
nehmen ergänzt; ein Beispiel dafür sind
die vom deutschen Bundesministerium
für Bildung und Forschung ausgeschrie-
benen "Leuchtturmprojekte" zur Nach-
haltigen Chemie.9)

Von der Gesellschaft her richtet sich
an Unternehmen grundsätzlich der An-
spruch, die Forderung nach Umweltver-
träglichkeit oder Nachhaltigkeit aufzu-
nehmen und eigene Produkte und Be-
triebsabläufe möglichst umfassend un-
ter diesen Kriterien zu optimieren.
Wenn ein Unternehmen dazu auch
externe Beiträge heranzieht, gibt es
zwar anderen Akteuren Einblick in in-
ternes Material, muß aber nicht alle
Ressourcen selbst aufwenden und kann
auf extern vorhandene Fachkenntnis zu-
greifen. Sofern also eine solche Koope-
ration mit Forschungsinstitutionen statt-
findet, sollte ein Unternehmen folgende
Beiträge dazu leisten: genügend interne
Kapazität bereitstellen; ausgewählte
Entscheidungssituationen und Informa-
tionen über Produkte und Betriebsab-
läufe – gegebenenfalls unter Vertraulich-
keitsabkommen – zugänglich machen;
Vereinnahmung der Forschung für Un-
ternehmensziele vermeiden. Anderer-
seits muß das Unternehmen sicher sein
können, daß die Kooperation nicht dazu
führt, daß mit den Resultaten Politik ge-
gen das Unternehmen gemacht wird,
was bei sensiblen umweltrelevanten
Fragen ein kritischer Punkt sein kann.

5.2. Wissenschaftliche Politikberatung

Im Gegensatz zu Unternehmen haben
politische Akteure die Verpflichtung,
viele verschiedene Interessen unter der
Perspektive des Gemeinwohls in ihren
Entscheidungen zu berücksichtigen, so
daß der Bedarf an wissenschaftlicher
Beratung viel stärker besteht als bei
Unternehmen. Die schwierige Abstim-
mung zwischen Politik und Wissen-
schaft hat jedoch dazu geführt, daß
vielfach nur eine sehr lose Form der
Kooperation realisiert werden konnte
("puristisches Modell" [39]). Die klassische
Form der wissenschaftlichen Politik-
beratung ist die, bei der die Wissenschaft
verläßliches Wissen zur Verfügung
stellt, welches die Politik ihrerseits nach
den eigenen Kriterien gewichten und
entscheidungsgeeignet machen muß.
Dieser Ansatz ist unter anderem auf-
grund der Unsicherheit und Interpreta-
tionsbedürftigkeit umweltwissenschaft-
lichen Wissens nicht befriedigend (Teil I,
Abschnitt 2). Im Kontext wissenschaft-

licher Politikberatung (vergleiche für
viele [17, 39]) wurden eine Reihe von Ver-
fahren entwickelt, die den Problemen
der Wissensfundierung und der Legiti-
mität von Entscheidungen gerecht zu
werden versuchen, so beispielsweise im
"sozial-integrativen Modell" [39], dem
wir uns im wesentlichen anschließen
(Exkurs 1).10)  Renn greift die Frage der
Legitimität durch das Postulat der
Transparenz auf: »Es kommt also dar-
auf an, die für jede Entscheidung not-
wendige Vereinfachung der Tatbestände
nachvollziehbar zu machen und gleich-
zeitig die Möglichkeit einer einseitigen
Reduktion (zugunsten bestimmter Inter-
essen) auszuschließen.« [39c] Renn be-
nennt hier zwar wesentliche Problemzo-
nen wissenschaftlicher Politikberatung,
unterschätzt gleichwohl die Herausforde-
rungen durch das "Datendilemma" und
die dadurch erforderlich gewordenen
Veränderungen der Erkenntnisproduk-
tion.11)  Es stellt sich daher die Frage,
wie sich die Wissenschaft hierauf ein-
stellen kann und spezieller wie eine
Förderung entscheidungsorientierter Kom-
plexitätsreduktion in der Wissenschaft
möglich ist – und dies bei gleichzeitigem
Aufrechterhalten der Handlungsautono-
mie der Wissenschaft.12) Unsere These
ist, daß externe Leitbilder hier eine
wichtige Funktion übernehmen und als
"Transmissionsriemen" die Koordination
der beiden Handlungsbereiche Wissen-
schaft und Politik wesentlich strukturie-
ren helfen.

9) http://kontaktforum.dechema.de/Statisch/Deu/
Kontaktforen/Nachhaltigkeit/f_x10_themen.htm

10) Das "sozial-integrative Modell" zeichnet sich
vor allem dadurch aus, daß der soziale Konflikt,
welcher der Entscheidungsfindung zugrundeliegt,
ernst genommen und in ein Stufenverfahren auf-
gelöst wird. Wissenschaft bekommt in diesem
Modell die Rolle eines Katalysators zuge-
schrieben. »Auf der einen Seite muß mit Hilfe
instrumenteller Forschungsarbeiten die Berück-
sichtigung des relevanten Wissens gesichert, auf
der anderen Seite müssen formale Verfahren zur
Konsensbildung initiiert werden, die von allen
Konfliktparteien als Strategien zur Kompromiß-
bildung akzeptiert werden können.« [39a]

11) In den Verhandlungen zur Konkretisierung des
Kyoto-Protokolls (Delft, November 2000) nutzten
insbesondere die USA das Datendilemma, um
ihre Interessen durchzusetzen [40]. Bei einem
solchen Umgang mit dem Datendilemma können
keine Lösungen für das Klimaproblem erreicht
werden.

12) Die Ausrichtung von Forschung an der Bear-
beitung gesellschaftlich relevanter Problemlagen
darf nicht dazu führen, daß Wissenschaft in die
Abhängigkeit der unterschiedlichen Interessen
gerät. Die Handlungsautonomie bleibt hier ein
wesentlicher Baustein, ein zweiter muß jedoch
die Offenlegung der jeweiligen Wertbindungen
sein.
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Der Politik kommt dabei eine wichtige
Aufgabe zu: Reflexive Wissenschaft wird
unterstützt, wenn Wissenschaft immer
wieder durch Politik veranlaßt wird, in
der Definition von Problemhorizonten
den eigenen disziplinären Wirkungs-
bereich zu überschreiten. Es ist also
wichtig, daß Politik durch das Aufgreifen
umweltpolitischer Leitbilder wesentliche
Aufgaben bei der Problemfeldstruktu-
rierung übernimmt. Damit wird ein spe-
zifischer Wissensbedarf erzeugt, und
es werden zudem die entsprechenden
Legitimationsressourcen geliefert.13)  Dar-
über hinaus muß ein Prozeß begonnen
werden, in dem die ausgewählten Pro-
bleme bearbeitet werden. Dazu wird ein
organisatorischer Rahmen benötigt, in
dem die politischen Zielsetzungen und
der Wissensbedarf einerseits und die
wissenschaftliche Forschungstätigkeit
andererseits zusammengeführt und, so-
weit möglich, abgestimmt werden. Eine
denkbare Form sind hier beispielsweise
Enquete-Kommissionen.14)  Schließlich
muß ein mittel- oder längerfristiger
Arbeitsprozeß durchlaufen werden, in
dem neben den gewonnenen Resultaten
auch typische Mißverständnisse, uner-
reichte Zielsetzungen etc. ausgewertet
werden.

Wie kann die Umweltforschung ihrer-
seits auf den wissenschaftsexternen Be-
darf eingehen? Ein grundsätzlicher Bei-
trag ist, das wissenschaftliche Selbst-
verständnis im Sinne eines Leitbildes
zu bestimmen, wie wir es im vorange-
henden Abschnitt skizziert haben. Dies
kann nicht vorgegeben werden, sondern
hängt von der persönlichen Motivation
und Zielsetzung der Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler ab. Mit der
Darstellung des Leitbildes "Reflexive
Umweltforschung" wollen wir jedoch
unterstreichen, daß eine Integration
umweltpolitischer Orientierungen in die
wissenschaftliche Arbeit systematisch
möglich ist.

Zweitens müssen die Auswahl und
Definition wissenschaftlicher Problem-
stellungen sowie die nachfolgende Pro-
blembearbeitung stärker als bisher auf
die Bewertungs- und Entscheidungspro-
bleme in Politik, Wirtschaft, Verwaltung
und Recht Bezug nehmen. Diese Aussa-
ge läßt sich in verschiedener Hinsicht
spezifizieren:
● Die wissenschaftsexternen Probleme
werden in wissenschaftlich bearbeitbare
Probleme umdefiniert – diese Transfor-
mation ist auch bei reflexiver Umwelt-
forschung nicht zu umgehen, denn eine
"direkte" Lösung wissenschaftsexterner
Probleme durch wissenschaftliche For-
schung scheint uns im allgemeinen

nicht möglich. Wie eng die Beziehung
zwischen wissenschaftsexternen und
wissenschaftlich formulierten Problemen
jeweils ist, läßt sich nicht generell fest-
legen. Bedeutsam ist hier die grund-
sätzliche Orientierung an lebensweltli-
chen Problemen und die Transparenz
der gewählten wissenschaftlichen Pro-
blemdefintion. Der wissenschaftliche
Arbeitsprozeß liefert nur Antworten auf
die wissenschaftlich formulierten Frage-
stellungen. Ein Erfolgskriterium für re-
flexive Umweltforschung ist, daß sich
aus diesen wissenschaftlichen Lösungen
auch relevante Beiträge zur Lösung
wissenschaftsexterner Probleme gewin-
nen lassen. Dies muß – im allgemeinen
nachdem zumindest erste Teile des For-
schungsprozesses abgeschlossen sind [43]

– im koordinierten Austausch zwischen
Wissenschaft und Politik beziehungs-
weise Unternehmen geschehen.
● Abgrenzung vom "Advokatenmo-
dell" [39] (siehe Exkurs 1): Nicht gemeint
ist mit dem Bezug auf die wissen-
schaftsexternen Probleme, daß die Um-
weltforschung als Auftragsforschung
ablaufen soll, bei der die Problemstel-
lung (oder gar das intendierte Resultat)
ganz von außen vorgegeben wird.
● Ebenfalls nicht gemeint ist, daß
Akteure aus der Praxis notwendigerweise
im Prozeß der Problemdefinition und
womöglich der wissenschaftlichen Pro-
blembearbeitung mitwirken müssen
(vergleiche das Konzept transdisziplinärer
Forschung im schweizerischen Schwer-
punktprogramm Umwelt (SPPU) [44]).
● Gemeint ist vielmehr, daß eine Person
aus einer wissenschaftsexternen Ent-
scheidungssituation als – zumindest hy-
pothetischer – Gesprächspartner oder
Adressat wesentlicher Teile der ange-
strebten Ergebnisse den Forschungspro-
zeß begleitet. Dies kann zum Beispiel
in folgender Weise realisiert werden:
(a) direkte Beteiligung: gemeinsame
Diskussion zur Identifikation des Pro-
blems und der Forschungsfragen, Weiter-
verfolgung der wissenschaftlichen und
praktischen Resultate;
(b) Interviews mit Personen aus der
Praxis [45, 46];
(c) sozial-integratives Modell der Politik-
beratung nach Renn (vergleiche Ex-
kurs 1);
(d) Orientierung am Ziel, politisch
wirksame Kriterien oder Indikatoren zu
entwickeln und an die Politik zu adres-
sieren, so daß sie dort aufgegriffen wer-
den können [23].

Zugleich, das heißt neben dieser Ori-
entierung an den wissenschaftsexternen
Bedürfnissen, muß der Freiraum bleiben,
um die aus wissenschaftlicher Sicht not-

wendigen Ergänzungen, Vertiefungen,
Differenzierungen und Systematisie-
rungen vorzunehmen.

6. Fazit

Wissenschaftsexterne Leitbilder steu-
ern und unterstützen den Austauschpro-
zeß zwischen Umweltforschung und
Politik. Die Politik sollte verstärkt und
explizit einen Wissensbedarf anmelden,
der sich aus umweltpolitischen Leitbil-
dern wie Nachhaltigkeit und Vorsorge-
prinzip ergibt. Dies ist umso leichter
möglich, wenn die umweltpolitischen
Leitbilder im öffentlichen Diskurs stark
präsent sind, denn Politik wird durch
diese Leitbilder aufgefordert und legiti-
miert, für die Bereitstellung handlungs-
relevanter Wissensressourcen positive
Anreize zu geben.

Angesichts der Schwierigkeiten, auf
die die Integration zusätzlicher, bisher
als extern wahrgenommener Orientie-
rungen in der Wissenschaft bis anhin
oft gestoßen ist, ließe sich gegen unser
Anliegen, ein Leitbild wie die reflexive
Umweltforschung aufzubauen, einwen-
den: Die Aufgabe der Hochschulen
bestehe nicht darin, lebensweltliche
Probleme aufzugreifen und disziplinen-
übergreifend zu bearbeiten, sondern
wesentlich darin, verläßliches Wissen
nach etablierten, im allgemeinen diszi-
plinären Standards zu erarbeiten.

Viele heutige Disziplinen haben ihre
historischen Wurzeln jedoch selbst in
einem lebensweltlichen Bedarf. Daher
halten wir es für angebracht, in der Wis-
senschaft auch heutzutage auf den wis-
senschaftsexternen Bedarf an umwelt-
wissenschaftlichen Erkenntnissen und
Beiträgen zur Problemlösung einzugehen

13) "Probleme definieren (...) heißt gleichzeitig
Problemlösungen vorzustrukturieren und damit
nachhaltig beeinflussen." [41]. Damit soll nicht
gesagt werden, daß die Politik der Wissenschaft
die Auswahl und Bearbeitung der Probleme vor-
schreibt. Die politische Problemwahrnehmung ist
ihrerseits oft kurzfristig oder durch spezifische
Interessen eingeschränkt, und eine gewisse
Unabhängigkeit der Forschung ist demgegenüber
wichtig. Hier geht es darum, daß trotz aller dieser
Hindernisse eine koordinierter Austausch
zwischen Politik und Umweltforschung statt-
finden soll.

14) Auch wenn manche Enquete-Kommissionen
gerade zu einer Depolitisierung umstrittener
Problemzusammenhänge beigetragen haben
(vergleiche [42]) oder durch Verfahrensschwie-
rigkeiten gehemmt werden [17a], ist doch ihre
grundsätzliche Anlage als eine Kombination von
wissenschaftlicher Fachkenntnis und politischer
Entscheidungskompetenz zur langfristigen
Bearbeitung gesellschaftlich relevanter Problem-
bereiche sinnvoll.
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und geeignete Leitbilder und Arbeits-
formen dafür zu entwickeln.

Für hilfreiche Kommentare danken wir
Ralf Donner, Michael Esfeld, Beatrix Falch,
Ulrich Fischer, Patricia Fry, Holger Hoffmann-
Riem, Konrad Hungerbühler sowie drei
Gutachtern.
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Abstract: In the treatment of environmental problems, there is often a discrepancy between
the needs of planners and decision makers and the results provided by scientific research.
This discrepancy is related to the different aims, priorities, and codes of practice of scientists,
on the one hand, and decision- and policy-makers, on the other hand. To explore how this
discrepancy could be reduced to some extent, we first introduce the distinction between
knowledge-oriented and decision-oriented reduction of complexity. The challenge today's
environmental research is faced with is that, to some extent, decision-oriented reduction of
complexity should be incorporated in the selection and solution of scientific problems. This
can be achieved by orientation towards societal guiding principles such as sustainability or
the precautionary principle. Following this approach, we then introduce the guiding principle
of "reflexive environmental research" and point out how it differs from the guiding principles of
"classical scientific research". Key elements of reflexive environmental research are: reflection
of guiding ideas external to science (e.g. sustainability); addressing explicitly the uncertainty
and openness of scientific results and forecasts; transdisciplinarity; the aim of contributing
to the solution of complex and controversial real-world problems; adherence to relevant
scientific standards. Finally, we discuss the way reflexive environmental research can contribute
to scientific consulting in decision-making processes in both business and politics.
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*Postal address: Dr. M. Scheringer
Gruppe für Umwelt- und Sicherheitstechnologie

Laboratorium für technische Chemie
ETH Hönggerberg, HCI G127

CH-8093 Zürich (Schweiz)
E-Mail: scheringer@tech.chem.ethz.ch


